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Sehr geehrte Damen und Herren 

 

In Umsetzung der oben genannten parlamentarischen Initiative hat die Kommission für soziale 

Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats (SGK-N) am 20. Juni 2024 einen Vorentwurf für ein 

Bundesgesetz über die Anpassung von Bestimmungen für Selbstständigerwerbende im 

Sozialversicherungsrecht verabschiedet. 

 

Die Abgrenzung zwischen selbstständiger und unselbstständiger Erwerbstätigkeit ist im 

Sozialversicherungsrecht zentral, nicht nur, weil sich der Status auf die Beitragspflicht und die Höhe 

der geschuldeten Beiträge auswirkt, sondern auch, weil sich der soziale Schutz für Arbeitnehmende 

und für Selbstständigerwerbende voneinander unterscheidet. 

 

Die Kommission ist der Auffassung, dass die derzeitige Rechtslage zur Bestimmung des 

Beitragsstatuts die wirtschaftliche Freiheit von Unternehmern hemmen kann und sich die aktuelle 

Praxis im Vollzug in gewissen Fällen hinderlich auf die wirtschaftliche Aktivität in der Schweiz und den 

Zugang zum Arbeitsmarkt für Direktbetroffene auswirke. Ihrer Ansicht nach vermag die derzeitige 

Rechtslage das von den Vertragsparteien gewünschte Resultat nicht immer zu erreichen, da die 

Vollzugsbehörden oder auch die Gerichte nicht selten gegen den Willen der Betroffenen entscheiden. 

Eine Kommissionsminderheit sieht keinen Handlungsbedarf und will nicht auf den Gesetzesentwurf 

eintreten. 

 

Um die wirtschaftliche Entwicklung zu unterstützen, die soziale Absicherung von Selbstständigen zu 

verbessern und die Rechtssicherheit zu erhöhen, sollen die Hauptkriterien für die Bestimmung des 

Beitragsstatus im Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) 

verankert werden. Für die Abgrenzung sollen neben den von der Rechtsprechung entwickelten 

Kriterien – die organisatorische Unterordnung und das unternehmerische Risiko – auch allfällige 

Parteivereinbarungen berücksichtigt werden. Der Bundesrat soll die Abgrenzungskriterien auf 

Verordnungsebene definieren.  

 

Zudem möchte die Kommission die Möglichkeit vorsehen, dass Dritte, wie z.B. Plattformunternehmen, 

die Selbstständigerwerbenden bei der Abrechnung der Beiträge unterstützen können. 

  

    

An: 

die politischen Parteien 

die Dachverbände der Gemeinden, 

Städte und Berggebiete 

die Dachverbände der Wirtschaft 

die interessierten Kreise 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20180455
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Wir unterbreiten Ihnen diese Vorlage hiermit im Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens. Sie sind 

eingeladen, zum Vorentwurf und zum erläuternden Bericht Stellung zu nehmen. Die 

Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 1. November 2024. 

 

Die Vernehmlassung wird elektronisch durchgeführt. Die Vernehmlassungsunterlagen können über 

die folgenden Internetadressen bezogen werden: 

 https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing#Parl.  

 https://www.parlament.ch/de/organe/kommissionen/sachbereichskommissionen/kommissione

n-sgk/berichte-vernehmlassungen-sgk  

 

Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG; SR 

151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellungnahmen, wenn möglich, 

elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine Word-Version) innert der 

Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu senden: 

sekretariat.abel@bsv.admin.ch  

 

Wir bitten Sie, auch eine Kontaktperson für allfällige Rückfragen anzugeben. 

 

Die Parlamentsdienste werden bei der Durchführung der Vernehmlassung vom Bundesamt für 

Sozialversicherungen (BSV) unterstützt. 

Für Auskünfte stehen Ihnen seitens des Sekretariats der SGK-N Herr Fabian Dalbert 

(fabian.dalbert@parl.admin.ch, Tel. 058 322 94 57), seitens des BSV Herr Simon Blunier 

(simon.blunier@bsv.admin.ch, Tel. 058 460 84 02) und Frau Florence Friedli 

(florence.friedli@bsv.admin.ch, Tel. 058 485 65 37) gerne zur Verfügung. 

 

Für Ihre Stellungnahme danken wir Ihnen im Voraus bestens. 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

 

Barbara Gysi 

Kommissionspräsidentin 
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